
11. Änderung des Flächennutzungsplanes und Bebauungsplan Nr. 114 „Hinter dem Schlagweg“ 
Beteiligung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB zum Vorentwurf 

Auswertung der Stellungnahmen  
 
 Stellungnahme Träger öffentlicher Belange 

 
Stellungnahme Stadt Melsungen 

1.  Regierungspräsidium Kassel – Dez. Forsten, Jagd 
Zu der vorgelegten Planung nehme ich als Oberste Forstbehörde 
wie folgt Stellung: 
Forstrechtliche Belange werden durch das Vorhaben nicht berührt. 
Gegen die Planung bestehen keine forstrechtlichen Bedenken. 
 

 
Beschlussvorschlag: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

2.  Der Bürgermeister als Ordnungsbehörde  
Gegen den Vorentwurf des o.g. Bebauungsplanes habe ich aus 
straßenverkehrsbehördlicher Sicht keine Bedenken.  

 
Beschlussvorschlag: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

3.  Freiwillige Feuerwehr Melsungen 
Gemäß Ihrem Schreiben vom 04.08.2022 gebe ich zu dem o.g. 
Vorhaben nachfolgende Stellungnahme termingerecht ab. 
Es bestehen aus brandschutztechnischer Sicht keine Bedenken, 
wenn die geforderten Löschwassermengen, gemäß Arbeitsblatt W 
405 DVGW, eingehalten werden. 
 

 
Beschlussvorschlag: 
Die in Pkt. 3.4 der Begründung bereits enthaltenen „Brand-
schutztechnischen Hinweise“ werden so umformuliert und er-
gänzt, dass sie dem zitierten Arbeitsblatt entsprechen. 
 
 
 

4.  Kreisausschuss des SEK - Fachbereich 37.2 Vorbeugender Brand-
schutz  
Es bestehen keine brandschutztechnischen Bedenken, wenn die 
nachfolgend aufgeführten Hinweise beachtet werden. 
 
• Die Zufahrtswege und Stellflächen für die Feuerwehr sind gem. 
der „Muster-Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr“ (Fassung 
Februar 2007, zul. geändert Oktober 2009) so auszubauen und 
herzurichten, dass sie mit 16 t-Fahrzeugen bis zum jeweiligen Ob-
jekt befahren werden können. 

 
 
Beschlussvorschlag: 
Die bereits in der Begründung vorhandenen brandschutz-
technischen Hinweise werden gemäß der Stellungnahme an-
gepasst und wie folgt formuliert: 
3.4. Brandschutztechnische Hinweise 

Zufahrtswege und Stellflächen für die Feuerwehr sind gem. 
„Muster-Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr - Hessen-“ 
Fassung Februar 2007 (StAnz. Nr. 42 vom 17.10.2022 S. 
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Auf die erforderliche Mindestbreite der Wege gemäß der „Muster-
Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr“ wird besonders hinge-
wiesen.  
 
• Zur Sicherstellung einer ausreichenden Löschwasserversorgung 
gem. § 3 Abs. 1 Pkt. 4 HBKG verweisen wir im Grundsatz auf das 
DVGW-Arbeitsblatt W 405. 
Der Mindestdurchmesser der Wasserleitung darf nicht unter NW 
100 liegen, der Fließüberdruck in Löschwasserversorgungsanlagen 
darf aus feuerwehrtechnischen Gründen bei maximaler Löschwas-
serentnahme 2,5 bar (0,25 MPa) nicht unterschreiten. 
 
Zur Brandbekämpfung muss die erforderliche Löschwassermenge 
für eine Löschzeit von mind. 2 Stunden zur Verfügung stehen. Die 
erforderliche Löschwassermenge beträgt  
 

- in Wohngebieten mind. 800 I/min, 
- in Gewerbegebieten/Sondergebieten für Gewerbe mind. 

1.600 l/min bis 3.200 l/min, 
 

• Im Abstand von ca. 100 m sind Hydranten zur Entnahme von 
Löschwasser in die Wasserleitung einzubauen.  
 
O Auf eingebaute Unterflurhydranten ist durch Hinweisschilder ge-
mäß DIN 4066 hinzuweisen. Die Hinweisschilder sollten nicht weiter 
als 10 m vom Hydrant entfernt angebracht werden. Unterflurhyd-
ranten sind so anzuordnen, dass Zu- und Abfahrten (z.B. für nach-
rückende Einsatzfahrzeuge) bei der Benutzung der Hydranten nicht 
blockiert werden. Die Projektierung der Versorgungsleitungen sollte 
dementsprechend erfolgen. 
 
O In Gewerbe- und Industriegebieten sind Überflurhydranten nach 
DIN 3222 vorzusehen. Überflurhydranten sind mit dem A-An-
schluss zur Bewegungsfläche der Feuerwehr gerichtet anzuordnen. 

1189) (zuletzt geändert durch Beschluss der Fachkommission 
Bauaufsicht vom Oktober 2009) so zu befestigen, dass sie 
von Feuerwehrfahrzeugen mit einer Achslast bis zu 10 t und 
einem zul. Gesamtgewicht bis zu 16 t befahren werden kön-
nen. Auf die nach dieser Richtlinie erforderliche Mindestbreite 
von Zufahrten wird besonders hingewiesen. 

Zur Sicherstellung einer ausreichenden Löschwasserversor-
gung wird auf das DVGW Arbeitsblatt W 405 „Bereitstellung 
von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversor-
gung“ verwiesen. Danach darf der Mindestdurchmesser der 
Wasserleitung nicht unter NW 100 liegen. Der Fließüberdruck 
in Löschwasserversorgungsanlagen darf aus feuerwehrtech-
nischen Gründen bei maximaler Löschwasserentnahme 2,5 
bar (0,25 MPa) nicht unterschreiten. Zur Brandbekämpfung 
muss die erforderliche Löschwassermenge für eine Löschzeit 
von mind. 2 Stunden zur Verfügung stehen. Die erforderliche 
Löschwassermenge beträgt in Wohngebieten mindestens 
800 l/min. In der Wasserleitung sind im Abstand von ca. 100 
m Hydranten zur Entnahme von Löschwasser einzubauen. 
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Sie sind mit einem witterungsbeständigen Anstrich zu versehen 

und nach DIN 3222 farblich zu kennzeichnen. 

Die Anordnung der Hydranten sollte mit der Brandschutzdienst-

stelle des Schwalm-Eder-Kreises abgestimmt werden. 

 

• Kann die erforderliche Wassermenge aus der zentralen Wasser-

versorgung (Wasserleitung) nicht in ausreichendem Maße zur Ver-

fügung gestellt werden, sind zur Ergänzung Fluss- und Bachläufe, 

die immer ausreichend Wasser führen, sowie Feuerlöschteiche o-

der Zisternen mit einzubeziehen. Die Wasserentnahmestellen dür-

fen nicht weiter als 300 m von den betroffenen Objekten entfernt 

liegen und müssen für die Feuerwehr zugänglich sein. 

 

• Gebäude, bei denen die Oberkante der Brüstung notwendiger 

Fenster oder sonstiger zum Anleitern bestimmter Stellen mehr als 8 

m über der Geländeoberfläche liegt und bei denen der zweite Ret-

tungsweg über Leitern der Feuerwehr führt, dürfen nur dann errich-

tet werden, wenn die erforderlichen Rettungsgeräte von der Feuer-

wehr vorgehalten werden bzw. innerhalb der Hilfeleistungsfrist von 

10 min. nach Alarmierung einsatzbereit vor Ort sind.  

Jede Nutzungseinheit mit Aufenthaltsräumen muss in diesem Falle 

über Hubrettungsfahrzeuge erreichbar sein. 

Die hierzu erforderlichen Aufstellflächen sind gemäß der „Muster-
Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr“ auszubilden. 
 

• Bei der Einrichtung verkehrsberuhigter Zonen sind die Einsatz-

möglichkeiten der Feuerwehr in jedem Fall zu berücksichtigen.  

 

• Die örtliche Feuerwehr sollte bei der Planung beteiligt werden. 

 

5.  Regierungspräsidium Kassel – Dez. Kommunales Abwasser, Ge-

wässergüte 

Aufgrund der aktuellen Arbeitsauslastung kann keine Stellung-

nahme erfolgen. 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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6.  Regierungspräsidium Kassel – Dez- Industrielles Abwasser, Was-

sergefährdete Stoffe 

Belange werden nicht berührt. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

7.  EAM Netz GmbH, Baunatal 

Gegen die o.g. Bauleitplanung bestehen unsererseits keine grund-

sätzlichen Bedenken, Im geplanten Ausbaubereich befinden sich 

Versorgungsleitungen der EAM Netz GmbH. Wir möchten Sie bit-

ten, uns über die weiteren Planungsschritte auf dem laufenden zu 

halten, um die Versorgung der neuen Wohnhäuser rechtszeitig pla-

nen zu können. 

Wenn Sie weitere Informationen benötigen oder sich Fragen erge-

ben, stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

8.  Regierungspräsidium Kassel – Dez. Oberirdische Gewässer, Hoch-

wasserschutz 

Im Hinblick auf die durch das Dezernat Oberirdische Gewässer, 

Hochwasserschutz, zu vertretenden Belange bestehen keine Be-

denken gegen die o.a. Bauleitplanung der Stadt Melsungen. 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

9.  Stadt Felsberg 

Unter Bezugnahme auf o.g. Schreiben teilen wir Ihnen mit, dass 

der Magistrat der Stadt Felsberg keine Anregungen zu dem o.g. 

Vorhaben hat. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

10.  Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen (LBIH) 

Gegen die o.g. Bauleitplanung der Stadt Melsungen bestehen sei-

tens des Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen keine Beden-

ken. Die vom Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen wahrzu-

nehmenden öffentlichen Belange werden nicht berührt. Hochbau-

vorhaben des Landes sind mir in diesem Bereich nicht bekannt. 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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11.  Polizeidirektion Schwalm-Eder 
Wir beziehen uns auf o.g. Bauleitplanung der Stadt Melsungen und 
teilen mit, dass aus vollzugspolizeilicher Sicht keine Einwände be-
stehen. 
 

 
Beschlussvorschlag: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

12.  Regierungspräsidium Kassel – Dez. Regionalplanung, Bau- und 
Wohnungswesen, Wirtschaft 
Mit der vorliegenden Planung sollen die planungsrechtlichen Vo-
raussetzungen für die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebiets 
geschaffen werden. 
Da in der Planbegründung erläutert wird, dass der Stadt keine 
Wohnbauflächen in rechtskräftigen Bebauungsplänen und Baulü-
cken im Stadtgebiet zur Verfügung stehen und weil der Geltungs-
bereich der Planung im Regionalplan Nordhessen 2009 als Vor-
ranggebiet Siedlung Planung festgelegt ist. Bestehen gegenüber 
der Planung keine regionalplanerischen Bedenken. 
Diese Stellungnahme berührt keine Entscheidung nach anderen 
Rechtsvorschriften.  
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

13.  Kreisausschuss des SEK – Fachbereich Wirtschaftsförderung 
Wir nehmen Bezug auf Ihr Schreiben vom 04.08.2022 sowie die 
uns übersandten Planunterlagen und teilen Ihnen mit, dass von un-
serer Seite gegen die Bauleitplanung der Stadt Melsungen 11. Än-
derung des Flächennutzungsplanes und Bebauungsplan Nr. 114 
„Hinter dem Schlagweg“ hier: Beteiligung von Behörden und sons-
tiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB sowie Abstim-
mung mit den Nachbargemeinden gem. § 2 Abs. 2 BauGB; in der 
beschriebenen Form keine Bedenken bestehen. 
 

 
Beschlussvorschlag: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

14.  Kreisausschuss des SEK – Fachbereich Landwirtschaft und Land-
entwicklung 
Aus landwirtschaftlicher Sicht werden weder Bedenken noch Anre-
gungen vorgebracht.  
 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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15.  Hessen Mobil, Straßen- und Verkehrsmanagement 

Im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öf-

fentlicher Belange gebe ich meine Stellungnahme zu den o.g. Bau-

leitplanungen ab. Die Stellungnahme beinhaltet die Belange der in-

tegrierten Siedlungs- und Verkehrsplanung und die der betroffenen 

Straßenbaulastträger. Von der gleichzeitig durchgeführten Ausle-

gung habe ich Kenntnis genommen. 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes beabsichtigt die Stadt 

Melsungen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für ein Bau-

gebiet mit drei Grundstücken zu schaffen. Der Geltungsbereich des 

Plangebietes befindet sich im Westen der Kernstadt von Melsun-

gen. Im Norden wird er von dem Gelände der Straßenmeisterei 

Melsungen und im Osten von vorhandener Bebauung begrenzt. 

Das Plangebiet ist über die am nördlichen Rand des Geltungsberei-

ches verlaufende Straße „Aufwurf“ und den Hilgershäuser Weg an 
das örtliche Straßennetz angeschlossen. 

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit, beabsichtigte Pla-

nungen und sonstige fachliche Informationen habe ich zum gegen-

wärtigen Zeitpunkt aufgrund der Lage abseits des überörtlichen 

Straßennetzes nicht vorzubringen. 

Hinweis 

• Erforderliche Schutzmaßnahmen gegen Verkehrsemissionen der 

tangierenden Straßen des überörtlichen Verkehrs sind vom Träger 

der Bauleitplanung zu prüfen und ggf. festzusetzen. Derartige Maß-

nahmen sind von der Kommune zu finanzieren. 

Ich bitte darum, mir den Beschluss der Stadtverordneten und eine 

Kopie des gültigen Bebauungsplanes und Flächennutzungsplanes 

zuzusenden. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Begründung 

zum Plan wird unter dem Pkt. 1.4 „Straßenmeisterei“ ergänzt 
um den Hinweis, dass an Hessen Mobil bzw. das Land Hes-

sen keine Forderungen nach Lärmschutzeinrichtungen ge-

stellt werden können. 

 

16.  Der Landrat des SEK – Straßenverkehrsbehörde 

Gegen die o.g. Maßnahme bestehen aus straßenverkehrsbehördli-

cher Sicht keine Bedenken. 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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17.  Regierungspräsidium Kasel – Dez. Grundwasserschutz, Wasser-
versorgung 
Das o.a. Planungsvorhaben befindet sich innerhalb der Schutzzone 
III/1 des mit Datum vom 19.12.1989 amtlich festgesetzten Wasser-
schutzgebietes für die Trinkwassergewinnungsanlagen Tiefbrunnen 
„Gutenbornsgraben“ und „Melgershäuser Wiese“ der Stadt 
Melsungen. Auf die hierzu ergangene Schutzgebietsverordnung 
(StAnz. 02/1990 S. 41) wird verwiesen. Da in den vorgelegten Er-
läuterungsberichten lediglich die Schutzzone III angesprochen 
wurde, bitte ich um Richtigstellung der tatsächlich betroffenen 
Schutzgebietszone. 
Auch fehlt in der Plankarte die Eintragung der Betroffenheit der 
Schutzzone. Insbesondere sollte in der Plankarte auch die unmittel-
bar angrenzende Schutzzone II mit dargestellt werden, damit auch 
die in dieser Schutzzone zu beachtenden Ver- und Gebote ggfs. 
bei Bedarf berücksichtig werden können. 
Zudem ist die Schutzgebietsbetroffenheit zumindest auch unter Zif-
fer 3 „Hinweise“ der Textlichen Festsetzungen mit aufzunehmen, 
da sich durch die Betroffenheit weitere Anforderungen für den Bau-
herrn (z.B. Heizöllagerung) ergeben können. 
Gemäß der ergangenen Schutzgebietsverordnung, die grundsätz-
lich zu beachten ist, lassen sich auf Grund der bislang vorliegenden 
Unterlagen jedoch keine Verbots- bzw. genehmigungspflichtige 
Tatbestände erkennen, die dem Planungsvorhaben entgegen ste-
hen würden. 
Von daher bestehen aus Sicht der von mir zu vertretenden Belange 
des Grundwasserschutzes keine Bedenken gegen die Änderung 
des Flächennutzungsplanes, sofern die Vorgaben der ergangenen 
Schutzgebietsverordnung bei der weiteren Planung berücksichtigt 
werden. 
Da gemäß der ergangenen Schutzgebietsverordnung keine Ver-
bots- bzw. genehmigungspflichtige Tatbestände berührt werden, 
liegt die weitere Beurteilung der Belange zum allgemeinen vorsor-

 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Hinweise im Bebauungsplan werden um einen Hinweis 
auf die Wasserschutzgebietszone III/1, in dem das Plangebiet 
liegt und die Wasserschutzzone II, an die das Plangebiet an-
grenzt, ergänzt. 
 
Der Hinweis, dass das Regierungspräsidium in Kassel (Dezer-
nat 31.5) die zuständige Fachbehörde ist, bei der die Erlaub-
nis für die Versickerung von Niederschlagswasser beantragt 
werden muss, ist im Bebauungsplan bereits enthalten. Ein 
Beschluss ist nicht erforderlich. 
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genden Grundwasserschutz in der Zuständigkeit der unteren Was-

serbehörde (UWB) beim Kreisausschuss des Schwalm-Eder-Krei-

ses. 

Von meinem Fachbereich „Altlasten, Bodenschutz“ geht Ihnen 
ggfs. zu gegebener Zeit eine gesonderte Stellungnahme zu.  

Abschließend weise ich noch auf folgendes hin: 

Die Versickerung von auf befestigten Flächen anfallendem Nieder-

schlagswasser stellt ggfs. gemäß § 9 Abs. 1, Ziffer 4 WHG eine er-

laubnispflichtige Gewässerbenutzung dar. Inwieweit und unter wel-

chen Bedingungen (auch unter Beachtung der ergangenen Schutz-

gebietsverordnungen) daher eine Versickerung möglich ist, muss in 

jedem Einzelfall vorab durch die zuständige Wasserbehörde geprüft 

werden. Im vorliegenden Fall liegt die Zuständigkeit ber der oberen 

Wasserbehörde beim Regierungspräsidium Kassel. Das weitere 

diesbezügliche Vorgehen ist daher mit dem Dezernat 31.5 abzu-

stimmen. 

 

18.  Regierungspräsidium Kassel – Dez. Altlasten, Bodenschutz 

Altlasten: In dem beim HLNUG geführten Fachinformationssystem 

Altflächen und Grundwasserschadensfälle (FISAG) – werden Infor-

mationen über Altflächen (Altablagerungen/Altstandorte) sowie Flä-

chen mitsonstigen schädlichen Bodenveränderungen vorgehalten, 

soweit diese von den Kommunen im Rahmen ihrer gesetzlichen 

Pflichtaufgaben gemeldet oder der zuständigen Behörde auf sons-

tigem Wege übermittelt wurden. Nach entsprechender Recherche 

in dem danach vorliegenden Datenbestand ist festzustellen, dass 

für den Planungsraum keine Einträge erfasst sind. Aus altlasten-

fachlicher und –rechtlicher Sicht bestehen somit keine Bedenken 

gegen die geplante Maßnahme. 

Hinweis: „Sollten bei den Bauarbeiten farbliche und geruchliche 
Auffälligkeiten, sind die Bauarbeiten unverzüglich einzustellen und 

das Dez. 31.1 des RP Kassel „Grundwasserschutz, Wasserversor-
gung, Altlasten, Bodenschutz“ zu informieren.“ 
Bitte nehmen Sie diesen Hinweis zu Altflächen (Altablagerungen o-

der Altstandorte im Sinne von § 2 Bundes-Bodenschutzgesetz 

 

Beschlussvorschlag:  

Die im Text des Bebauungsplanes enthaltenen „Hinweise“ 
werden entsprechend erweitert. Die Benennung der DIN-Nor-

men wird in die Hinweise aufgenommen. 
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vom 17.03.1998 (BGBI. 98 Nr. 16, S. 502) in die Planunterlagen 
mit auf. 
Bodenschutz: Die Bebauung führt teilweise zu einer Versiegelung 

von Flächen, so dass in den Bebauungs-, Verkehrs und Baustellen-

flächen die natürlichen Bodenfunktionen zerstört werden. In den 

Planunterlagen bzw. dem Umweltbericht wird das Schutzgut Bo-

den sowie Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und ggf. 

Ausgleich des Eingriffes nicht ausreichend behandelt.  

Fachliche Hinweise zur Berücksichtigung von Bodenschutzbelan-

gen in der Abwägung und der Umweltprüfung nach BauGB in Hes-

sen können Sie der Arbeitshilfe „Bodenschutz in der Bauleitpla-
nung“ des Hessischen Ministeriums für Umwelt, Klimaschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz (HMUKLV) entnehmen 

(siehe nachfolgenden Link): 

https://umwelt.hessen.de/sites/umwelt.hessen.de/files/2021-

10/bodenschutz in der Bauleitplanung-arbeitshilfe.pdf 

Darüber hinaus weise ich auf folgende Normen hin: 

- Din 19731 – Verwertung von Bodenmaterial 

- D19639 – Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bau-

vorhaben 

- DIN 18300 – Erdarbeiten 

- DIN 18915 – Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bodenar- 

  beiten 

- DIN 18920 – Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegeta- 

  tionsflächen 

Unter Berücksichtigung der o.g. Hinweise und Normen bestehen 

aus bodenschutzfachlicher Sicht keine Bedenken. 

Diese Stellungnahme erfolgt unbeachtlich der Belange des Fachbe-

reichs „Grundwasserschutz, Wasserversorgung“ meines Dezerna-

tes. 

 

19.  Regierungspräsidium Kassel – Dez. Bergaufsicht 

Vom Dezernat Bergaufsicht zu vertretende öffentlich-rechtliche Be-

lange des Bergbaus stehen dem o.g. Vorhaben, nach Prüfung der 

hier vorliegenden Unterlagen, nicht entgegen. Diese Stellungnahme 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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schließt die Belange anderer Dezernate des Regierungspräsidiums 
Kassel nicht ein. 
 

20. Forstamt Melsungen 
Gegen die geplante 11. Änderung des Flächennutzungsplanes so-
wie des Bebauungsplanes Nr. 114 „Hinter dem Schlagweg“ gibt es 
weder forstrechtliche noch forstfachliche Bedenken. 
Da keine Waldflächen in die Planung einbezogen sind, ist eine wei-
tere Beteiligung aus unserer Sicht nicht erforderlich. 
 

 
Beschlussvorschlag: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

21. Kreisausschuss des SEK – Untere Denkmalschutzbehörde 
Denkmalschutzrechtliche Belange sind nicht berührt. 
 

 
Beschlussvorschlag:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

22. Kreisausschuss des SEK – Untere Wasserbehörde 
F-Planänderung: 
- Aus wasseraufsichtlicher Sicht bestehen gegen die o.a. 11. Ände-
rung F-Plan der Stadt Melsungen –Kernstadt- keine grundsätzli-
chen Bedenken. 
Hinweis: Die Grundstücke liegen in der Zone III/1 des Trinkwasser-
schutzgebietes für die Trinkwassergewinnungsanlagen der Stadt 
Melsungen und Umgebung (WSG_ID 634-048). Die hierzu ergan-
gene Schutzgebietsverordnung ist zu beachten. 
- Bei der zukünftig vorgesehenen Beplanung ist zu beachten, dass 
von den sich auf den Grundstücken, Gemarkung Melsungen, Flur 
26, Flurstück 123/1 und 125/1, befindlichen Gewässern, der ge-
mäß § 38 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und § 23 Hessisches 
Wassergesetz (HWG) geforderte Gewässerrandstreifen von 10 m 
landseits der Böschungsoberkante von jeglicher Bebauung, Auffül-
lung, Zaunanlagen, Pflasterung etc. freizuhalten sind. 
B-Plan: 
- Aus wasseraufsichtlicher Sicht bestehen gegen die o.a. 11. Ände-
rung F-Plan der Stadt Melsungen –Kernstadt- keine grundsätzli-
chen Bedenken. Trinkwasserschutz- und Überschwemmungsge-
biete werden nicht berührt. 

 
Beschlussvorschlag: 
Der Text des Bebauungsplanes wird im Pkt. 3 „Hinweise“ un-
ter Pkt. 3.3 wie folgt ergänzt: „Der Geltungsbereich des Pla-
nes liegt innerhalb der Trinkwasserschutzzone III/1 und grenzt 
unmittelbar an die Trinkwasserschutzzone II (WSG-ID 634-
048) für die Trinkwassergewinnungsanlagen der Stadt 
Melsungen. Die für diese Schutzzonen geltenden Verbote 
(veröffentlicht im Staatsanzeiger Hessen 02/90, Seite 41, am 
08.01.1990) sind zu beachten.“ 
 
Der Hinweis, dass an der Böschungsoberkante der, nicht im 
Geltungsbereich des Planes liegenden Flurstücke 123/1 u. 
125/1 ein 10 m breiter Geländestreifen von baulicher Nutzung 
freizuhalten ist wird zur Kenntnis genommen, betrifft aber die 
Planung nicht, weil die überbaubaren Grundstücksflächen ei-
nen genügend großen Abstand zur Böschungsoberkante ha-
ben. 
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- Hinweis: Die Grundstücke liegen in der Zone III/1 des Trinkwas-
serschutzgebietes für die Trinkwassergewinnungsanlagen der 
Stadt Melsungen und Umgebung (WSG_ID 634-048). Die hierzu 
ergangene Schutzgebietsverordnung ist zu beachten. 
- Bei der zukünftig vorgesehenen Beplanung ist zu beachten, dass 
von den sich auf den Grundstücken, Gemarkung Melsungen, Flur 
26, Flurstück 123/1 und 125/1, befindlichen Gewässern, der ge-
mäß § 38 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und § 23 Hessisches 
Wassergesetz (HWG) geforderte Gewässerrandstreifen von 10 m 
landseits der Böschungsoberkante von jeglicher Bebauung, Auffül-
lung, Zaunanlagen, Pflasterung etc. freizuhalten sind. 
- Für die Ableitung/Versickerung von Abwasser und Niederschlags-
wasser und dessen Rückhaltung ist auf Grund der „Verordnung 
über die Zuständigkeiten der Wasserbehörden“ das Regierungs-
präsidium in Kassel (Dezernat 31.5) die zuständige Fachbehörde. 
 

Der Hinweis, dass das Regierungspräsidium in Kassel (Dezer-
nat 31.5) die zuständige Fachbehörde ist, bei der die Erlaub-
nis für die Versickerung von Niederschlagswasser beantragt 
werden muss, ist im Bebauungsplan bereits enthalten. Ein 
Beschluss ist nicht erforderlich. 

23. Kreisausschuss des SEK – Untere Bauaufsichtsbehörde 
F-Planänderung: 
Gegen die geplante 11. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Melsungen bestehen keine baurechtlichen Bedenken. 
B-Plan: 
Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 114 der Stadt 
Melsungen bestehen keine grundsätzlichen baurechtlichen Beden-
ken. 
Es werden folgende Hinweise gegeben: Empfehlung zu Ziffer 1.2 
(Bezugspunkte der festgesetzten Höhen) 
Die max. Trauf- und Firsthöhen werden talseitig gemessen von der 
Oberkante des vorhandenen Geländes an der Außenwand des Ge-
bäudes. Alternativ können die zulässigen Höhen auch als NN-Hö-
hen festgesetzt werden. 
 
 
 
 
 

 
Beschlussvorschlag: 
FNP: 
Es werden keine grundsätzlichen Bedenken zur Änderung 
des FNP vorgetragen. Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
B-Plan: 
Es ergeht ein Hinweis zum Bezugspunkt der im B-Plan fest-
gesetzten First- und Traufhöhen. 
Beschlussvorschlag: 
Dieser Hinweis wird nur teilweise berücksichtigt. Der Text der 
entsprechenden Festsetzung wird wie folgt präzisiert: 
„Als unterer Bezugspunkt gilt in allen Fällen die Höhenlage 
des geplanten Wohnweges, gemessen in der Mitte des jewei-
ligen Grundstücks direkt auf der Grenze zwischen Wohnweg 
und dem jeweiligen Grundstück.“ 
Auf die Festsetzung von NN-Höhen wird verzichtet, da die 
Höhenlage des geplanten Wohnweges noch nicht endgültig 
bestimmt ist. 
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24. Kreisausschuss des SEK – Untere Naturschutzbehörde 
F-Planänderung: 
Aus den von uns in der Bauleitplanung zu vertretenden Belangen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege nehmen wir zu o.g. 
Verfahren wie folgt Stellung: 
1. Biotopschutz gemäß § 30 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) 
Durch die Änderung des Flächennutzungsplanes (FNP) als vorbe-
reitenden Bauleitplan ergeben sich keine direkten Beeinträchtigun-
gen von gesetzlich geschützten Biotopen nach § 30 Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG). 
2. Artenschutz gemäß § 44 ff Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) 
Die artenschutzrechtlichen Belange gemäß § 44 ff Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG) sind im Rahmen der Änderung des o.g. 
Bauleitplans zu beachten. Gemäß den Aussagen in der Begrün-
dung liegen keine Erkenntnisse für eine Betroffenheit von arten-
schutzrechtlichen Verbotstatbeständen gemäß § 44 ff BNatSchG, 
die durch diese Planung ausgelöst werden könnten, vor. 
3. Europäisches Netz „Natura 2000“ gemäß § 31 ff Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG) 
Das europäische Schutzgebietsnetz „Natura 2000“ gemäß § 31 ff 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist von der Änderung des 
Flächennutzungsplanes nicht betroffen. 
4. Lebensraumtypen gemäß Anhang I der FFH-Richtlinie 
Lebensraumtypen gemäß Anhang I der FFH-Richtlinie sind nach 
dem derzeitigen Kenntnisstand nicht von der Planung betroffen. 
Hinsichtlich der Eingriffsregelung gem. § 1a Baugesetzbuch 
(BauGB) i.V.m. § 18 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) bitten 
wir folgende Anregungen und Hinweise zu beachten: 
Durch die Änderung des Flächennutzungsplanes als vorbereiten-
den Bauleitplan entstehen zunächst keine direkten Beeinträchtigun-
gen des Landschaftsbildes und der Leistungs- und Funktionsfähig-
keit des Naturhaushaltes. Hierdurch ändert sich die bauplanungs-
rechtliche Beurteilung der betroffenen Flächen. 

 
Beschlussvorschlag:  
FNP: 
Es werden keine Bedenken oder Hinweise zur Änderung des 
FNP vorgetragen. Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
 
 
B-Plan: 
Zur im B-Plan getroffenen Eingriffsregelung und der Bio-
topwertbilanzierung werden Anregungen und Hinweise vorge-
tragen. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Biotopwertbilanz wird so überarbeitet, dass die vom Ein-
wender mitgeteilten Wertpunkte für den Nutzungstyp „arten- 
und strukturarme Hausgärten“ (14 Wertpunkte je m²) und der 
Nutzungstyp „Gehölzpflanzung im Innenbereich“ (20 Wert-
punkten je m²) angesetzt werden. 
 
Die Angaben zum Maß der baulichen Nutzung in der Begrün-
dung (Schreib- u. Korrekturfehler) werden so geändert, dass 
sie den Angaben im B-Plan entsprechen. 
 
Die erbetene naturschutzfachliche Beurteilung der Vegetation 
für das Entwicklungsvorhaben „Hinter dem Schlagweg“ wird 
dem Einwender in der folgenden Verfahrensrunde übergeben. 
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Im parallel durchgeführten Bauleitplanverfahren zur Aufstellung des 

Bebauungsplanes Nr. 114 „Hinter dem Schlagweg“ sind für die im 
Umweltbericht beschriebenen Eingriffe in Natur und Landschaft ge-

eignete naturschutzfachliche Kompensationsmaßnahmen festzu-

setzen. Die naturschutzfachliche Stellungnahme hierzu erfolgt auf 

der Ebene der frühzeitigen Behördenbeteiligung zur Aufstellung des 

vorgenannten Bebauungsplanes Nr. 114 im Stadtteil Melsungen. 

Bezüglich des erforderlichen Umfanges und Detaillierungsgrades 

der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB bitten wir um Beach-

tung der nachfolgenden Hinweise: 

In diesem Zusammenhang verweisen wir zunächst auf die gesetzli-

chen Vorgaben des Baugesetzbuches, die in § 2 Abs. 4 und in der 

Anlage zum BauGB geregelt und bei der Durchführung der Um-

weltprüfung zu berücksichtigen sind. 

Danach legt die Gemeinde für jeden einzelnen Bauleitplan in eige-

ner Verantwortung den Umfang und Detaillierungsgrad der zu er-

mittelnden Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 

und § 1a BauGB fest. Diese Ermittlung, Beschreibung und Bewer-

tung der zu erwartenden Umweltauswirkungen bildet die Grund-

lage für die Berücksichtigung der umweltrelevanten Belange in der 

Abwägung. 

Vor dem Hintergrund des Planungsumfanges und Inhaltes des 

Bauleitplanverfahrens sind aus Sicht der Unteren Naturschutzbe-

hörde vor allem verbindliche Regelungen für den naturschutzrecht-

lichen Ausgleich gem. § 1a Abs. BauGB (Eingriffsregelung nach 

dem Bundesnaturschutzgesetz) erforderlich. Der Umweltbericht ist 

entsprechend dem Planungsstand fortzuschreiben. 

 

B-Plan: 

Aus den von uns in der Bauleitplanung zu vertretenden Belangen 

des Naturschutzes und der Landschaftspflege nehmen wir zu o.g. 

Verfahren wie folgt Stellung: 

1. Biotopschutz gemäß § 30 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) 
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Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 114 um Stadtteil 

Melsungen ergeben sich nach derzeitigem Kenntnisstand keine di-

rekten Beeinträchtigungen von gesetzlich geschützten Biotopen 

nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG). 

2. Artenschutz gemäß § 44 ff Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) 

Die artenschutzrechtlichen Belange gemäß § 44 ff Bundesnatur-

schutzgesetz (BNatSchG) sind im Rahmen der Aufstellung sowie 

der späteren Umsetzung des o.g. Bauleitplans zu beachten. Ge-

mäß den Aussagen in der Begründung liegen keine Erkenntnisse 

für eine Betroffenheit von artenschutzrechtlichen Verbotstatbestän-

den gemäß § 44 ff BNatSchG, die durch diese Planung ausgelöst 

werden könnten, vor. 

3. Europäisches Netz „Natura 2000“ gemäß § 31 ff Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG) 

Das europäische Schutzgebietsnetz „Natura 2000“ gemäß § 31 ff 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist von der Aufstellung des 

Bebauungsplanes nicht betroffen. 

4. Lebensraumtypen gemäß Anhang I der FFH-Richtlinie 

Lebensraumtypen gemäß Anhang I der FFH-Richtlinie sind nach 

dem derzeitigen Kenntnisstand nicht von der Planung betroffen. 

Hinsichtlich der Eingriffsregelung gem. § 1a Baugesetzbuch 

(BauGB) i.V.m. § 18 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) bitten 

wir folgende Anregungen und Hinweise zu beachten: 

Der naturschutzrechtlich erforderliche Ausgleich für die entstehen-

den Eingriffe durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 114 

„Hinter dem Schlagweg“ kann innerhalb des Geltungsbereiches 
nicht in ausreichendem Umfang erbracht werden. Die grünordneri-

schen Festsetzungen im Eingriffsbereich sind für einen anteiligen 

Ausgleich insbesondere bezüglich der Landschaftsbildbeeinträchti-

gungen geeignet. Ein vollständiger Ausgleich für die Eingriffe in Na-

tur und Landschaft kann durch die aufgeführten Minimierungs- und 

Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des Plangebietes allerdings nicht 

erreicht werden (vgl. Kap. 5.9, letzte Absatz auf Seite 18 der Be-

gründung). 
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Die vorgelegte überschlägige Biotopwertbilanzierung, die auf 
Grundlage der hessischen Kompensationsverordnung (KV) erstellt 
wurde, ist in Teilen fehlerhaft und muss überarbeitet werden. Der 
für den Planungszustand angesetzte Nutzungstyp der zukünftigen 
Gartenflächen als mittelstrukturreiche Hausgärten ist in dieser Form 
in der KV nicht vorgesehen. Ebenso ist der Nutzungstyp „arten- 
und strukturarme Hausgärten“ mit 14 Wertpunkten je m² anzuset-
zen. Ebenso ist der Nutzungstyp Gehölzpflanzung (02.400) nach 
KV nur im Außenbereich anwendbar, für die Neuanlage im Innen-
bereich kommt nur der Nutzungstyp 02.500 mit 20 Wertpunkten je 
m² in Frage. 
Weiterhin ist aus unserer Sicht das Maß der baulichen Nutzung ab-
schließend in der Entwurfsfassung des Bebauungsplanes zu klä-
ren. Laut Planzeichnung wird die Grundflächenzahl (GRZ) mit 0,4 
angegeben. In der Begründung ist die GRZ allerdings an verschie-
denen Stellen u.a. auch in der Biotopwertbilanzierung mit 0,35 an-
gegeben. Hier bitten wir um Klarstellung (vgl. Begründung Kap. 
3.1.2., Seite 8; Kap. 4., Seite 11; Kap. 5.1., Seite 12; Kap. 5.3., 
Seite 13 und Kap. 6., Seite 19). 
Bei der Erarbeitung der Entwurfsfassung des Bebauungsplanes bit-
ten wir außerdem zu beachten, dass bei der Berechnung des Pla-
nungszustandes eine ggf. zulässige 50%ige Überschreitung der 
Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO zu berück-
sichtigen und in die Ausgleichsberechnung einzustellen ist. 
Im weiteren Planverfahren sind zusätzliche Maßnahmen zum natur-
schutzrechtlichen Ausgleich planungsrechtlich verbindlich festzu-
setzen. Die Vorgaben des § 1a Abs. 3 BauGB (naturschutzrechtli-
che Eingriffsregelung) sind abschließend zu berücksichtigen. 
Bezüglich des erforderlichen Umfangs und Detaillierungsgrades der 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB verweisen wir auf unsere 
Stellungnahme zur im Parallelverfahren durchgeführten 11. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes der Stadt Melsungen. 
Abschließend bitten wir im Rahmen der Beteiligung der Träger öf-
fentlicher Belange zum Planentwurf um Vorlage der in der Begrün-
dung als Fußnote erwähnten naturschutzfachlichen Beurteilung der 
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Vegetation für das Entwicklungsvorhaben „Hinter dem Schlagweg“ 
erstellt vom Büro für angewandte Ökologie und Forstplanung (BÖF) 
aus Kassel. 
Hinweis: Nach § 4c Baugesetzbuch (BauGB) umfasst die Überwa-
chung durch die Gemeinde auch die Durchführung von Darstellun-
gen oder Festsetzungen nach § 1a Abs. 3 Satz 2 BauGB (zeichne-
risch und textlich festgesetzte Flächen oder Maßnahmen zum Aus-
gleich) und von Maßnahmen nach § 1a Abs. 3 Satz 4 BauGB (ver-
tragliche Vereinbarung). Wir bitten um entsprechende Beachtung. 
 

25. Nahverkehr Schwalm-Eder 
Nach Prüfung der vorgelegten Unterlagen teilen wir mit, dass keine 
Einwendungen gegen das o.g. Vorhaben bestehen. 
 

 
Beschlussvorschlag:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

26. Regionalbauernverband Kurhessen e.V. 
Bezgl. der o.g. Planung bestehen aus Sicht der örtlichen Landwirt-
schaft keine wesentlichen Bedenken. In Rücksprache mit dem zu-
ständigen Ortslandwirt möchten wir dennoch auf nachfolgende In-
halte hinweisen: 
Es handelt sich bei dem Baugrund für die geplante Entwicklungs-
fläche, auf der mehrere Wohnhäuser errichtet werden sollen, um 
gute landwirtschaftliche Böden mit rd. 55 Bodenpunkten. Der Ver-
lust dieser Böden ist für die Landwirtschaft schmerzhaft, da mit der 
Ausweisung der bekannten Entwicklungsfläche diese Böden un-
wiederbringlich verloren gehen und somit der Nahrungsmittelerzeu-
gung nicht mehr zur Verfügung stehen. 
Hinsichtlich der weiteren Siedlungsentwicklung bzw. Schaffung von 
Wohnbaugrundstücken als auch Gewerbeflächen bittet der Unter-
zeichner daher grundsätzlich, die Verfügbarkeit von vorhandenen 
ungenutzten Bestandsflächen, Wohnbaulücken etc. zu prüfen, mit 
dem Ziel, die Versiegelung von landwirtschaftlichen Flächen soweit 
wie möglich zu vermeiden. 
Unter Berücksichtigung der vorgenannten Punkte liegen aus Sicht 
der örtlichen Landwirtschaft und des Unterzeichners keine weiteren 
Einwände zum vorliegenden Bebauungsplan vor. 

 
Beschlussvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. Die Ausweisung eines kleinen 
Baugebietes mit 3 Baugrundstücken ist städtebaulich vertret-
bar zumal das Grundstück seit Jahren als Braachfläche ge-
nutzt wird.  
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27. Koordinierungsbüro für Raumordnung und Stadtentwicklung der 

Industrie- und Handelskammer Kassel-Marburg und der Hand-

werkskammer Kassel 

Wir haben die oben genannten Pläne geprüft und festgestellt, dass 

nach unserem Kenntnisstand Interessen der gewerblichen Wirt-

schaft nicht nachteilig berührt werden. Daher haben wir keine Anre-

gungen oder Bedenken vorzubringen. 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag:  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

28. Amt für Bodenmanagement Homberg (Efze) 

Im Rahmen der Beteiligung des Amtes für Bodenmanagement 

Homberg (Efze) als Träger öffentlicher Belange nehme ich zu der 

o.g. Bauleitplanung wie folgt Stellung: 

Die vom Amt für Bodenmanagement Homberg (Efze) wahrzuneh-

menden öffentlichen Belange werden von der o.g. Bauleitplanung 

nicht berührt. 

 

 

Beschlussvorschlag:  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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 Stellungnahme Bürger*innen 
 

Stellungnahme Stadt Melsungen 

1. Familie Döring, Oberer Schlagweg 4, 34212 Melsungen 
Familie Dagdelen, Schlagweg 8, 34212 Melsungen 
Familie Fernandez Lopez, Schlagweg, 34212 Melsungen 
Familie Heyer & Krämer, Schlagweg, 34212 Melsungen 
Familie Vorberger/Kraft, Schlagweg, 34212 Melsungen 
Familie Kullmann, Oberer Schlagweg1, 34212 Melsungen 
Familie Schmitt, Oberer Schlagweg 7, 34212 Melsungen 
Familie Quitschau, Oberer Schlagweg, 34212 Melsungen 
Familie Ramm, Oberer Schlagweg, 34212 Melsungen 
Familie Wehrmann, Oberer Schlagweg, 34212 Melsungen 
Hiermit legen wir erneut fristgerecht Widerspruch gegen den in der 
Sitzung am 04.12.2019 unter dem Tagesordnungspunkt 14 be-
schlossenen Änderung des Flächennutzungsplanes Nr. 114 „Hinter 
dem Schlagweg“ ein. 
Die amtliche Bekanntmachung vom 12.12.2019 über die Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Melsungen, sowie die Auf-
stellung des Bebauungsplanes Nr. 114 „Hinter dem Schlagweg“ 
haben wir zur Kenntnis genommen und legen gegen diesen Be-
schluss in vollem Umfang Widerspruch ein. Am 22. Dezember 
2019 haben wir Ihnen als Gemeinde bereits 11 Wiedersprüche zu-
kommen lassen. Diese wurden von Herrn Döring und Frau Secreto 
für das komplette Wohngebiet persönlich in schriftlicher Form an 
Frau Christa Thein am 23 Dezember 2019 übergeben. 
Leider erfolgte bis heute 14.09.2022 keine Reaktion des Bauam-
tes. Das bekannte Problem des Wasserdruckmangels wird voll-
kommen ignoriert. 
Bereits jetzt besteht nur ein Wasserdruck von max. 1,8 bar und 
dies auch nur bei den Haushalten die eine Druckerhöhung verbaut 
haben. Was schon jetzt in bestimmten Teilabschnitten Probleme 
darstellt. 
Weitere Erschließungen würden für die vorhandenen Haushalte ei-
nen völligen Druckabfall bedeuten, den wir so nicht hinnehmen 
werden. Des Weiteren handelt es sich bei dem Gebiet Oberer 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Es wird darauf hingewiesen, dass der im Baugebiet „Am 
Schlagweg“ zur Verfügung stehende Wasserdruck zu gering 
ist  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ein Beschluss ist 
nicht erforderlich, da im Bebauungsplan im Pkt. 3. „Hinweise“ 
unter dem Pkt. 3.2 darauf hingewiesen wird, dass das städti-
sche Trinkwassernetz im Baugebiet nicht ausreichenden 
Wasserdruck zur Verfügung stellen kann und die privaten Ge-
bäude deshalb zwingend mit einer gemäß DIN 1988/500 be-
messenen Druckerhöhungsanlage, deren Bauart, Beschaffen-
heit und Bemessung im Baugenehmigungsverfahren darzule-
gen ist, auszustatten sind. 
 
Bei der Bewertung dieser Stellungnahmen sollte berücksich-
tigt werden, dass in der „Vorplanung Tiefbau“ des Büro IN-
TIUM, Melsungen, ausdrücklich darauf hingewiesen wird, 
dass bei der Planung der Wohngebäude geprüft werden 
muss, ob für das jeweilige Gebäude eine private Druckerhö-
hungsanlage, deren Kosten sich auf 800 – 1000 Euro je 
Wohngebäude belaufen wird, empfehlenswert ist. 
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Schlagweg, um ein Mischgebiet. Dies bedeutet, dass für die an-
sässigen Firmen bezüglich der Wasserversorgung erhebliche Prob-
leme zu erwarten sind. 
Hiermit bitten wir Sie höflich letztmalig bis zum 28.09.2022 um eine 
Stellungnahme des Bauamtes, um für die Eigentümer / Firmen des 
betroffenen Gebietes Klarheit zu schaffen. Wir werden diesen Be-
schluss nicht akzeptieren. 
Falls wieder erwarten wieder keine Rückmeldung erfolgen sollte, 
sehen wir uns leider gezwungen geschlossen als Bewohner des 
betreffenden Wohngebietes rechtliche Schritte einzuleiten. 
 
 

2. Familie Secreto, Oberer Schlagweg 2, 34212 Melsungen 
Familie Schmitt, Oberer Schlagweg 7, 34212 Melsungen 
Hiermit legen wir erneut fristgerecht Widerspruch gegen den in der 
Sitzung am 04.12.2019 unter dem Tagesordnungspunkt 14 be-
schlossenen Änderung des Flächennutzungsplanes Nr. 114 „Hinter 
dem Schlagweg“ ein. 
Die amtliche Bekanntmachung vom 12.12.2019 über die Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Melsungen, sowie die Auf-
stellung des Bebauungsplanes Nr. 114 „Hinter dem Schlagweg“ 
haben wir zur Kenntnis genommen und legen gegen diesen Be-
schluss in vollem Umfang Widerspruch ein. Amm 22 Dezember 
2019 haben wir Ihnen als Gemeinde bereits 11 Wiedersprüche zu-
kommen lassen. Diese wurden von Herrn Döring und Frau Secreto 
für das komplette Wohngebiet persönlich in schriftlicher Form an 
Frau Christa Thein am 23 Dezember 2019 übergeben. 
Leider erfolgte bis heute 14.09.2022 keine Reaktion des Bauam-
tes. Das bekannte Problem des Wasserdruckmangels, im Fall wei-
terer Erschließungen besteht nach wie vor. 
Hiermit bitten wir Sie höflich letztmalig bis zum 28.09.2022 um eine 
Stellungnahme des Bauamtes, um für die Eigentümer Klarheit zu 
schaffen. Wir werden diesen Beschluss nicht akzeptieren. 

 
 
Beschlussvorschlag: 
Es wird darauf hingewiesen, dass der im Baugebiet „Am 
Schlagweg“ zur Verfügung stehende Wasserdruck zu gering 
ist. 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ein Beschluss ist 
nicht erforderlich, da im Bebauungsplan im Pkt. 3. „Hinweise“ 
unter dem Pkt. 3.2 darauf hingewiesen wird, dass das städti-
sche Trinkwassernetz im Baugebiet nicht ausreichenden 
Wasserdruck zur Verfügung stellen kann und die privaten Ge-
bäude deshalb zwingend mit einer gemäß DIN 1988/500 be-
messenen Druckerhöhungsanlage, deren Bauart, Beschaffen-
heit und Bemessung im Baugenehmigungsverfahren darzule-
gen ist, auszustatten sind. 
 
Bei der Bewertung dieser Stellungnahmen sollte berücksich-
tigt werden, dass in der „Vorplanung Tiefbau“ des Büro IN-
TIUM, Melsungen, ausdrücklich darauf hingewiesen wird, 
dass bei der Planung der Wohngebäude geprüft werden 
muss, ob für das jeweilige Gebäude eine private Druckerhö-
hungsanlage, deren Kosten sich auf 800 – 1000 Euro je 
Wohngebäude belaufen wird, empfehlenswert ist. 
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Falls wieder erwarten wieder keine Rückmeldung erfolgen sollte, 
sehen wir uns leider gezwungen geschlossen als Bewohner des 
betreffenden Wohngebietes rechtliche Schritte einzuleiten. 
 

3. Horn, Blum & Partner, Notare, Rechtsanwälte, Fachanwälte, Brü-
der-Grimm-Platz 4, 34117 Kassel 
In der vorbezeichneten Angelegenheit zeige ich die rechtliche Inte-
ressenvertretung des Herrn Richard Ross, Am Schlagweg 8, 
34212 Melsungen, an. Die auf mich lautende Vollmachte finden Sie 
anbei dieses Schreibens. 
Namens und in Vollmacht meines Mandanten teile ich folgende Be-
denken gegen die Aufstellung des o.g. Bebauungsplans mit: 
Mein Mandant ist u.a. Eigentümer der Liegenschaft Gemarkung 
Melsungen, Flur 26, Flurstücke 53/11, 53/9, 53/8, 49/8 und 49/10. 
Das Ausbaugebiet des Bebauungsplanes Nr. 97 „Schlagweg“ hat 
mein Mandant als Investor voll erschlossen und hat dazu privat-
rechtlich sämtliche öffentlichen Kanal- und Leitungsversorgungen 
verlegen lassen. Im Rahmen der Aufstellungsplanung hat mein 
Mandant mit der Stadt Melsungen den als beigefügten städtebauli-
chen Vertrag geschlossen. In diesem Vertrag wird unter anderem 
auf die vorhandenen Löschwasser- und Fließwasserdrücke Bezug 
genommen. Aufgrund der topographischen Verhältnisse konnte im 
Rahmen der Erschließungsarbeiten nicht an jeder Entnahmestelle 
der eigentlich benötigte Druck von 1,5 bar gesichert werden. Nach 
eingehender Prüfung hat die Stadt Melsungen der Erschließung je-
doch zugestimmt, mit der Voraussetzung, dass dieser Umstand in 
den Kaufverträgen der Anlieger Eingang finden sollte. Ebenfalls 
Grundlage des städtebaulichen Vertrages war die Wasserdruck-
prüfung der Firma Intium und das daraus resultierende Bespre-
chungsprotokoll vom 11.07.2016. 
Dem vorgelagert hat mit E-Mail vom 12.06.2016 Herr Michael 
West, Kreisbrandinspektor des Schwalm-Eder-Kreises, darauf hin-
gewiesen, dass eine Prüfung unter tatsächlichen Voraussetzungen 
zwingend notwendig ist, damit nachgewiesen werden kann, dass 

 
 
Beschlussvorschlag: 
Es wird mitgeteilt, dass der Investor Ross nicht bereit ist zu-
zulassen, dass das hier geplante Baugebiet an das Ver- und 
Entsorgungsnetz im Baugebiet „Am Schlagweg“ angeschlos-
sen wird. 
Das Ver- und Entsorgungsnetz im benachbarten Baugebiet 
„Am Schlagweg“ soll gemäß zwischen Investor und der Stadt 
abgeschlossenen städtebaulichen Vertag an die Stadt 
Melsungen übertragen werden. Erst wenn diese Übertragung 
vollzogen ist, kann und soll das hier geplante Baugebiet an-
geschlossen werden. 
Die Einwendung zu dieser Frage wird zur Kenntnis genom-
men. Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
Die Mitteilung der Stadtverwaltung, vertreten durch Herrn 
Dohmann und Frau Thein, dass das Baugebiet „Am Schlag-
weg“ nicht bis zu dem im Eigentum von Investor Ross ste-
henden Grundstück Flur 26 Flurstück 48 erweitert werden 
kann, erging, weil die zwischen dem Baugebiet „Am Schlag-
weg“ und dem Flurstück 48 liegenden Grundstücke nicht in 
dessen Eigentum stehen.  
 
Es ist bekannt, dass das städtische Trinkwassernetz nicht 
ausreichend hohen Wasserdruck zur Verfügung stellt. Die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes gehen auf dieses Prob-
lem ein, indem Druckerhöhungsanlagen für die privaten Bau-
vorhaben vorgeschrieben sind und zur Sicherung der Lösch-
wasserversorgung der Bau einer Löschwasserzisterne vorge-
schrieben ist. 
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bei vorhandenen Abnehmern der Wasserdruck noch gewährleistet 
werden kann. 
Daraufhin kam es zur E-Mail seitens Herrn Wegener von der Firma 
Intium vom gleichen Tag, in der darauf hingewiesen wurde, dass 
die Berechnungen auf Grundlage von 3 Einwohnern pro Grund-
stück und bei einem Verbrauch von 150l/E*d vorgenommen wur-
den. Diese Entnahmemenge wurde bei der Simulation der Lösch-
wassermenge auf die Knoten vom I. und II. Bauabschnitt verteilt 
und entspräche einer zusätzlichen Entnahme von 0,36l/s. 
Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 97 „Schlag-
weg“ wurde meinem Mandanten seitens der Stadt Melsungen, in 
Person von Herrn Dohmann und Frau Thein, erklärt, dass unter kei-
nen Umständen eine weitere Erschließung möglich sei. Insbeson-
dere nicht bezüglich des Grundstückes Flur 26, Flurstück 48. Dies 
wäre auch der problematischen Wasserdrucksituation geschuldet, 
da ohnehin der eigentlich benötigte Wasserdruck von 1,5 bar nicht 
gesichert sei. 
Nachdem die Erschließungsarbeiten abgeschlossen waren, wurde 
dann im Jahre 2019 der Beschluss gefasst, ein weiteres Erschlie-
ßungsgebiet als Bauland auszuweisen. Aus dem jetzt öffentlich-be-
kannt gemachten Bebauungsplanentwurf von April 2022 ist er-
sichtlich, dass die Stadt Melsungen auf folgendes hinweist: 
„Das städtische Trunkwassernetz kann im Baugebiet nicht ausrei-
chenden Wasserdruck zur Verfügung stellen. Die privaten Gebäude 
sind deshalb mit einer ausreichend leistungsfähig bemessenen 
Druckerhöhungsanlage auszustatten.“ 
Aus Sicht meines Mandanten wird damit gelinde gesagt versucht, 
„halbherzig“ auf die problematische Wasserdrucksituation hinzu-
weisen. Im Rahmen der rechtlichen Überprüfung hält dies den Vo-
raussetzungen für die Aufstellung des Bebauungsplanes nicht 
stand. Im Rahmen der Bauleitplanung hat der Satzungsgeber die 
öffentlich-rechtlichen Voraussetzungen zu beachten. Dazu gehört 
unter anderem die Sicherung der Erschließung des kommenden 
Bauplanungsgebietes. Die Erschließung bedeutet dabei nicht nur 
der tatsächliche Anschluss an die Versorgungsnetze, sondern auch 

Die Einwendung zu dieser Frage wird zur Kenntnis genom-
men. Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
Es wird weiter bemängelt, dass die Festsetzung zur Leis-
tungsfähigkeit der für die privaten Bauvorhaben vorgeschrie-
benen Druckerhöhungsanlage nur „halbherzig“ auf die Proble-
matik mit dem zu geringen Wasserdruck hinweist und dass 
die in den Hinweisen im Bebauungsplan verwendete Formu-
lierung „Die privaten Gebäude sind deshalb mit einer ausrei-
chend leistungsfähigen Druckerhöhungsanlage auszustatten.“ 
nicht ausreichend bestimmt sei. 
Die Einwendung zu dieser Frage wird zur Kenntnis genom-
men und eingearbeitet. 
 
Beschlussvorschlag: Die Texte zur Druckerhöhungsanlage im 
Plan und in der Begründung bekommen folgende Formulie-
rung: „Die privaten Gebäude sind deshalb mit einer gemäß 
DIN 1988/500 bemessenen Druckerhöhungsanlage auszu-
statten. Bauart, Beschaffenheit und Bemessung dieser Anla-
gen sind im Baugenehmigungsverfahren darzulegen.“ 
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deren technische Nutzbarkeit. Zum jetzigen Zeitpunkt ist weder An-

schluss an das Versorgungsnetz meines Mandanten. Noch die tat-

sächliche Nutzbarkeit gesichert. 

Die in den Flurstücken 104/4 und 49/2 befinden sich zum jetzigen 

Zeitpunkt im Privateigentum meines Mandanten. Aufgrund der jet-

zigen Ausgangslage ist mein Mandant nicht gewillt, den Anschluss 

an die Versorgungsleitungen zu dem Investor Otto zu gewähren. 

Privatrechtlich ist mein Mandant dazu nicht verpflichtet. 

Darüber hinaus ist jedoch auch die tatsächliche Nutzbarkeit nicht 

gegeben. Wie bereits ausgeführt liegt der Wasserdruck bereits jetzt 

unter den eigentlich geforderten 1,5 bar an dem Knoten 20. Sollte 

das neue Plangebiet erschlossen werden, muss mein Mandant da-

mit rechnen, dass der Wasserdruck weiter sinkt und die vorhande-

nen Anlieger, als auch die weiteren Käufer der noch vorhandenen 

Grundstücke, nicht mehr in der Lage sind, wie gewohnt Frischwas-

ser zu benutzen. Des Weiteren kann dadurch die dringend notwen-

dige Löschwasserzufuhr nicht wie in der Simulationsprüfung der 

Firma Intium gewährleistet werden, da der Druck mit an Sicherheit 

grenzender Wahrscheinlichkeit erheblich abnehmen wird. 

Daran wird auch die o.g. Festsetzung im Bebauungsplan nichts än-

dern. Die Festsetzung ist in ihrer Gesamtheit ungeeignet, einen 

stabilen Wasserdruck bereitzustellen. 

Für den Anlieger ist zum einen nicht zu erkennen, was für eine Art 

Wasserdruckanlage notwendig ist und zum anderen wie diese aus-

zustatten ist. Der Begriff „ausreichend leistungsfähig“ ist der Ausle-
gung fähig. Es kann daher zu dem Umstand kommen, dass der 

Anlieger eine an sich umsetzbare Anlage besitzt, diese aber für den 

konkreten Zweck nicht die erforderlichen Werte aufweist und es 

dadurch zu einem Absinken des Wasserdruckes allgemein kommt. 

In dieser Konstellation wäre mein Mandant sowohl selbst betroffen, 

als auch zahlreichen Schadensersatzforderungen der übrigen An-

lieger ausgesetzt. 

Obendrein ist im Rahmen der Festsetzung auch nicht erkennbar, 

ab wann der Anlieger gehalten ist, eine solche Druckerhöhungsan-

lage zu installieren. Aufgrund des undefinierten Zeitmomentes ist 
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eine Durchsetzung gegen die Grundstückseigentümer nahezu aus-

geschlossen, so dass mein Mandant einem dauernden unsicheren 

Rechtszustand ausgesetzt wäre. 

Um dies vorweg zu nehmen, auch der pauschale Hinweis auf den 

Abschluss eines vermeintlichen Durchführungsvertrages mit den 

Grundstückseigentümern des neuen Planungsgebietes greift im Er-

gebnis nicht durch, da mangels geeigneter Festsetzungen keine 

rechtliche Grundlage dazu besteht. Es handelt sich dabei lediglich 

um pauschale Aussagen, wobei mein Mandant darauf letztlich 

keine rechtssichere Ansprüche durchsetzen kann, falls widererwar-

ten kein Vertrag geschlossen wird. Mein Mandant würde in dieser 

Konstellation vor vollendete Tatsachen gestellt werden, die, wenn 

überhaupt, nur mit erheblichen Kosten- und Zeitaufwand rückgän-

gig gemacht werden könnten. 

Die Festsetzung verletzten meinen Mandanten daher unmittelbar in 

seinen subjektiven Rechten. Die Aufstellung des Bebauungsplanes 

ist zusammenfassend auf Grundlage der aktuellen Festsetzungen 

rechtswidrig und darf so nicht festgestellt werden. 
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„HINTER DEM SCHLAGWEG“ 

  

BEBAUUNGSPLAN NR. 114  

  
ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN 

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

 

Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO 

 

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. m. §§ 16 ff. BauNVO) 

GRZ 0,4  Grundflächenzahl als Höchstmaß (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 19 BauNVO) 

GFZ 0,7  Geschossflächenzahl als Höchstmaß (§ 16 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. § 20 BauNVO) 

II   Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß (§ 16 Abs. 2 Nr. 3 i.V.m. § 20 BauNVO 

 

Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche, Stellung der baulichen Anlagen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. §§ 22 Abs. 1 u. 3 BauNVO) 

 

Offene Bauweise (§ 22 BauNVO) 

 

Einzel- u. Doppelhäuser zulässig 

 

Baugrenze (§ 23 Abs. 1 u. 3 BauNVO) 

 

Stellung der baulichen Anlagen (Firstrichtung) 

 

Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

 

Verkehrsflächen 

 

 

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung, hier Wohnweg 

 

 

Fläche für Löschwasserzisterne (LwZ) 

 

Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

 

Private Grünflächen  

 

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

 

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 

 

Sonstige Planzeichen 

 

Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 2 Nr. 22 BauGB) 

 

Trennung der Grundstücke 

 

Umgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB) 

 

 

 

Belegung der Nutzungsschablone 

1 

2 3 

4 5 

6 7 

8 
 

1. =   Art der baulichen Nutzung 

2. =   Grundflächenzahl 

3. =   Geschossflächenzahl 

4. =   Zahl der Vollgeschosse 

5. =   Bauweise 

6. =   Traufhöhe 

7. =   Firsthöhe 

8. =   Art der Bebauung 

 

 

KATASTERNACHWEIS 

Es wird bescheinigt, dass die Grenzen und Bezeichnungen der Flurstücke mit dem Nachweis des Liegen-

schaftskatasters übereinstimmen. 

 

Amt für Bodenmanagement Homberg (Efze) 

 

Homberg (Efze), den …………… Im Auftrag 

 

 

1. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

(§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 81 HBO) 

1.1 Gestaltung baulicher Anlagen 

(§ 91 Abs. 1 Nr. 1 und 3 HBO) 

Dachgestaltung  

Als Hauptdachformen sind Satteldächer und Pultdächer sowie gegeneinander versetzte Pultdächer 

zulässig. Die zulässige Mindestneigung des Hauptdaches beträgt 15 Grad (Altgrad). 

Zur Dacheindeckung der Hauptdächer sind Ziegel oder Dachsteine in gedeckten Farbtönen zu ver-

wenden. Dachgauben sind zulässig. Anlagen zur Solarenergienutzung sind allgemein zulässig. 

Die Dächer von Garagen und Car-Ports sind mit einer Neigung von maximal 3° als Sedumdach oder 

als begrüntes Flachdach auszubilden und dauerhaft mit geeigneten Pflanzen zu begrünen. 

Fassaden 

sind ausschließlich als Putzfassaden in matten, gedeckten Farbtönen auszuführen. 

Grundstückseinfriedungen 

entlang der Straßenverkehrsfläche sind als Hecken und/oder Holzzäune mit senkrechter Lattung 

bis zu einer Höhe von 1,0 m sowie verputzte oder aus Sichtmauerwerk hergestellte Mauern bis 

1,0 m Höhe zulässig. 

1.2 Gestaltung der Grundstücksfreiflächen 

(§ 91 Abs. 1 Nr. 5 HBO) 

Nicht überbaute Grundstücksflächen, die nicht als Hauszugang, Terrasse oder Stellplatz- oder Ga-

ragenzufahrt befestigt und genutzt werden, sind als vegetationsfähige Fläche herzustellen, zu be-

pflanzen und dauerhaft als solche zu unterhalten. Schottergärten sind nicht zulässig. 

 

2. RECHTSGRUNDLAGEN 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes basiert auf folgenden Bestimmungen: 

- Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3643), 

zuletzt geändert d. Artikel 1 BaulandmobilisierungsG v. 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) 

- Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), 

- Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18. Dezember 1990, geändert d. Art. 3 des Gesetzes vom 

04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) 

- Hessische Bauordnung (HBO) v. 28. Mai 2018 zuletzt geändert d. Gesetz v. 22.November 2022 

(GVBl. S. 571)  
 

3. HINWEISE 

3.1 Die Bestimmungen der Stellplatzsatzung der Stadt Melsungen in der zum Zeitpunkt der Bauaus-

führung gültigen Fassung sind zu beachten. 

3.2 Das städtische Trinkwassernetz kann im Baugebiet nicht ausreichenden Wasserdruck zur Verfü-

gung stellen. Die privaten Gebäude sind deshalb mit einer gemäß DIN 1988/500 bemessenen 

Druckerhöhungsanlage auszustatten. Bauart, Beschaffenheit und Bemessung dieser Anlagen 

sind im Baugenehmigungsverfahren darzulegen. 

3.3 Der Geltungsbereich des Planes liegt innerhalb der Trinkwasserschutzzone III/1 und grenzt un-

mittelbar an die Trinkwasserschutzzone II (WSG-ID 634-048) für die Trinkwassergewinnungsan-

lagen der Stadt Melsungen. Die für diese Schutzzonen geltenden Verbote (veröffentlicht im 

Staatsanzeiger Hessen 02/90, Seite 41, am 08.01.1990) sind zu beachten. 

3.4 Bodenfunde sind gemäß § 20 Denkmalschutzgesetz zu behandeln. Funde sind dem Landesamt für 

Denkmalpflege Hessen, der Stadtverwaltung Melsungen oder der Unteren Denkmalbehörde beim 

Schwalm-Eder-Kreis zu melden. 

3.5 Sollten bei den Bauarbeiten farbliche und geruchliche Auffälligkeiten im Bodenaushub auftreten, 

sind die Bauarbeiten unverzüglich einzustellen und das Dez. 31.1 des RP Kassel „Grundwasser-

schutz, Wasserversorgung, Altlasten, Bodenschutz“ zu informieren.“ 

Die folgenden Normen sind zu beachten:  

DIN 19731 „Verwertung von Bodenmaterial“ 

DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben“ 

DIN 18300 „Erdarbeiten“ 

DIN 18915 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten“ 

DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen“ 

3.6 Zufahrtswege und Stellflächen für die Feuerwehr sind gemäß der einschlägigen „Richtlinie über 

Flächen für die Feuerwehr“ so zu befestigen, dass sie von Feuerwehrfahrzeugen mit einer Achslast 

von 10 t und einem zulässigen Gesamtgewicht von max. 16-t befahren werden können. Auf die 

nach dieser Richtlinie erforderliche Mindestbreite von Zufahrten wird besonders hingewiesen. 

Die örtliche Feuerwehr ist bei der Planung zu beteiligen. Bezüglich der Löschwasserversorgung 

wird auf das DVWG-Arbeitsblatt W  405 „Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche 

Trinkwasserversorgung“ verwiesen. Danach muss zur Brandbekämpfung die erforderliche Lösch-

wassermenge von mindestens 800 l/min. für eine Löschzeit von mindestens 2 Stunden zur Verfü-

gung stehen. 

3.7 Durch witterungsbedingte Einsätze ist auch nachts und an Sonn- und Feiertagen jederzeit mit Be-

wegungen der Fahrzeuge der an die Straße „Aufwurf“ angrenzenden Straßenmeisterei zu rechnen, 

die Licht- und Schallimmissionen nach sich ziehen. An Hessen Mobil bzw. das Land Hessen können 

keine Forderungen nach Lärmschutzeinrichtungen gestellt werden. 

3.8 Im Zuge von Bauarbeiten werden ingenieurgeologische Baugrunduntersuchungen nach DIN 4020 

bzw. DIN EN 1997 durch ein In der Thematik erfahrenes Ingenieurbüro empfohlen. 

3.9 Die Erlaubnis zum Bau und Betrieb der Versickerungsanlage ist im Zusammenhang mit der Bauge-

nehmigung für die geplanten baulichen Anlagen beim Regierungspräsidium Kassel, Dezernat 31.5 

(Kommunales Abwasser, Gewässergüte) zu beantragen. Das DWA-Arbeitsblatt DWA-A 138 „Pla-

nung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser“ ist zu beachten. 
  

VERFAHRENSVERMERKE  

Die Stadtverordnetenversammlung hat in der Sitzung am 04.12.2019 die Aufstellung des Bebauungs-

plans Nr. 114 „Hinter dem Schlagweg“ beschlossen. Der Beschluss wurde ortsüblich bekannt gemacht 

am ……………  . 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte vom …………… bis ein-

schließlich zum ……………. . 

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß §4 Abs. 1 

BauGB wurde in der Zeit vom …………… bis einschließlich dem …………… durchgeführt. 

Die öffentliche Auslegung des Entwurfs des Bebauungsplans Nr. 114 gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurde am 

…………… von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen und am …………… ortsüblich bekannt ge-

macht. 

Die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit vom …………… bis einschließlich 

dem ……………  . Die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß §4 Abs. 2 

BauGB erfolgte in der Zeit vom …………… bis einschließlich dem …………… . 

Der Bebauungsplan wurde am …………… gemäß § 10 Abs. 1 BauGB von der Stadtverordnetenversamm-

lung als Satzung beschlossen. 

Ausfertigungsvermerk 

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplans mit den hierzu ergangenen Beschlüssen der 

Stadtverordnetenversammlung übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden 

Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind. 

 

Melsungen, den …………… 

 

 

Boucsein, Bürgermeister 

 

 

 

 

 

Rechtskraftvermerk 

Der Beschluss des Bebauungsplans wurde am …………… gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt ge-

macht; der Bebauungsplan ist somit in Kraft getreten. 

 

Melsungen, den …………….  

 

Boucsein, Bürgermeister 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3.10 Bei der weiteren Verwendung von Erdaushub an anderer Stelle gelten die Anforderung an das 

Bodenmaterial gem. Bundes -Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV), Anhang 2 

Nr. 4 „Vorsorgewerte für Böden,“ und die „Richtlinie für die Verwertung von Bodenmaterial, 

Bauschutt und Straßenaufbruch in Tagebauen und im Rahmen sonstiger Abgrabungen“ 

(Staatsanzeiger 10 vom 03.März 2014, S. 211). 

 

  

1.8. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

(§ 9 Abt. 1 Nr. 20 BauGB) 

1.8.1. Befestigte Grundstücksflächen wie z. B. Grundstückszugänge oder Terrassen sind in die an-

grenzenden Vegetationsflächen zu entwässern. Stellplatz- und Zufahrtsflächen sind mit was-

serdurchlässigen Materialien wie Rasengittersteinen oder Pflaster mit einem Fugenanteil von 

mindestens 20 Prozent der Fläche oder wassergebundener Decke zu befestigen. 

1.8.2. Das auf dem jeweiligen Grundstück anfallende nicht schädlich verunreinigte Niederschlags-

wasser ist auf den Grundstücken einer Retentionszisterne zuzuführen, deren Überlauf in einer 

auf dem jeweiligen Grundstück eingerichteten Versickerungsanlage (Mulden-Rigolen-System) 

mündet. Punktförmige Einleitungen, wie z.B. Schachtversickerungen sind nicht zulässig. Re-

genwassernutzung ist zulässig. 

1.9. Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

1.9.1. Die im Plan festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 

Bepflanzungen sind als dichter, freiwachsender Gehölzstreifen bzw. als dichte, freiwachsende 

Gehölzfläche zu entwickeln und dauerhaft zu unterhalten. Pro 60 m² Fläche dieses Grund-

stücksstreifens ist mindestens ein standortgerechter heimischer Laubbaum, pro 2 m² Fläche 

ist mindestens ein heimischer Strauch anzupflanzen. Es werden die im Punkt 1.9.3. genannten 

Arten empfohlen. 

1.9.2. Die Freiflächen auf den privaten Baugrundstücken sind mit Ausnahme von Zufahrten, Wegen 

und Terrassen gärtnerisch anzulegen. Für je 150 m2 privater Grundstücksfläche sind mindes-

tens ein heimischer Obst- oder Laubbaum sowie zwei heimische Sträucher anzupflanzen und 

dauerhaft zu unterhalten. Abgängige Gehölze sind zu ersetzen. Es werden die im Punkt 1.9.3. 

genannten Arten empfohlen. 

1.9.3. Es werden folgende Arten zur Anpflanzung empfohlen: 

Bäume 

Esche – Fraxinus excelsior 

Feldahorn - Acer campestre 

Hainbuche - Carpinus betulus 

 

Mehlbeere - Sorbus aria 

Spitzahorn- Acer platanoides 

Winterlinde - Tilia cordata 

Sträucher 

Feldahorn - Acer campestre 

Hainbuche - Carpinus betulus 

Hasel – Corylus avellana  

Heckenkirsche - Lonicera xylo-

steum 

Himbeere - Rubus idaeus  

Holunder - Sambucus nigra 

Hundsrose - Rosa canina 

 

Kornelkirsche - Cornus mas 

Mehlbeere - Sorbus aria 

Schneeball, gewöhnlicher - Viburnum 

opulus 

Schneeball, wolliger - Viburnum lantana  

Pfaffenhütchen - Euonymus europaeus 

Weißdorn - Crataegus spec. 

 

sowie halb- und hochstämmige Obstbäume. 

 

 

 

  

DER STADT MELSUNGEN  

  
TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

1. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

1.1. Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abt. 1 Nr. 1 BauGB) 

Allgemeines Wohngebiet WA gem. § 4 BauNVO. 

Die gem. § 4 Abs. 3 Nr. 3, 4 und 5 BauNVO im Allgemeinen Wohngebiet ausnahmsweise zu-

lässigen Nutzungen (Gartenbaubetriebe, Tankstellen und Anlagen für Verwaltungen) sind un-

zulässig. 

1.2. Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 ff. BauNVO) 

Das zulässige Maß der baulichen Nutzung wird durch die im zeichnerischen Teil des Planes in 

der Nutzungsschablone eingetragenen Werte zu Grundflächenzahl (GRZ), Geschossflächen-

zahl (GFZ), Zahl der Vollgeschosse, Traufhöhe, Firsthöhe und Bauweise festgesetzt. 

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 

auf privaten Grundstücken werden bei der Ermittlung der städtebaulichen Kennziffern Grund-

flächenzahl und Geschossflächenzahl berücksichtigt. 

Geschossflächen in nicht als Vollgeschoss ausgebauten Dachgeschossen bleiben bei der Er-

mittlung der Geschossflächenzahl (GFZ) unberücksichtigt. 

Zur Bestimmung der zulässigen Höhe baulicher Anlagen gilt für die Firsthöhe (FH) bei Sattel-

dächern die Höhe des Schnittpunktes der beiden Dachflächenoberkanten, bei Pultdächern der 

höchste Punkt des Daches. Zur Bestimmung der höchstzulässigen Traufhöhe gilt bei Satteldä-

chern und Pultdächern die Schnittkante der Außenwand mit der Dachhaut. 

Als unterer Bezugspunkt gilt in allen Fällen die Höhenlage des geplanten Wohnweges, direkt 

auf der Grenze zwischen Wohnweg und dem jeweiligen Grundstück, gemessen in der Mitte 

des jeweiligen Grundstücks. 

1.3. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Im Geltungsbereich des Planes ist offene Bauweise gem. § 22 BauNVO festgesetzt. Es sind 

Einzel- und Doppelhäuser zulässig. 

1.4. Größe der Baugrundstücke 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) 

Die Mindestgröße der Baugrundstücke für Einzelhäuser und Doppelhäuser beträgt 700 m². 

1.5. Nebenanlagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

Im Geltungsbereich des Planes sind Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO im Vorgartenbe-

reich unzulässig. Garagen, Car-Ports einschließlich integrierter Nebenräume sowie Stellplätze 

sind ausschließlich in der überbaubaren Grundstücksfläche und in den gem. Planzeichenver-

ordnung gekennzeichneten Flächen zulässig. 

1.6. Höchstzulässige Zahl von Wohnungen in Wohngebäuden 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

In Einzelhäusern sind max. 2 Wohneinheiten zulässig. In Doppelhaushälften ist max. 1 

Wohneinheit zulässig. 

1.7. Private Grünfläche 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

Bauliche Anlagen jeglicher Art sind unzulässig. Die auf dieser Fläche vorgenommenen Anpflan-

zungen von Bäumen, Sträuchern und sonstige Bepflanzungen dürfen in die Gestaltung des 

Hausgartens integriert werden. 
 




